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Die Sorgen der Bevölkerung über
die Folgen der EU-Erweiterung

Die Europäische Union (EU) befindet sich zurzeit in ihrer bisher größten Erweite-
rungsphase. Nachdem im Jahre 2004 bereits zehn vor allem mittel- und osteuro-
päische Länder der EU beigetreten sind, werden Bulgarien und Rumänien voraus-
sichtlich 2007 folgen. Der Abschluss der Beitrittsverhandlungen mit beiden Län-
dern und die geplante Unterzeichnung der Beitrittsverträge am 25. April dieses
Jahres werden in der Öffentlichkeit bereits von der Diskussion um den nächsten
Beitrittskandidaten, die Türkei, überdeckt. Hinsichtlich der EU-Erweiterung zeich-
net sich derzeit jedoch ein deutliches Vermittlungsproblem in der Bevölkerung ab:
Die Zustimmung in Deutschland dazu hat in den vergangenen Jahren abgenom-
men; unter den Ländern der EU-15 hat Deutschland gegenwärtig mit nur noch
36 % eine der geringsten Zustimmungsquoten.

Mithilfe der vom DIW Berlin zusammen mit Infratest Sozialforschung erhobenen
Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) kann gezeigt werden, dass die Sor-
gen der Bevölkerung über die Folgen der EU-Erweiterung nicht im Zusammen-
hang mit Befürchtungen um die eigene soziale Lage stehen: Personen in prekärer
Erwerbslage und Arbeitslose sehen die Folgen der EU-Erweiterung nicht kritischer
als der Rest der Bevölkerung. Von größerer Bedeutung als die befürchtete Kon-
kurrenz um Arbeitsplätze mit Bürgern aus den Beitrittsländern scheinen oftmals
pauschale Befürchtungen, die mit der EU-Erweiterung assoziiert werden: Personen,
denen die allgemeine Wirtschaftslage Sorgen macht, diejenigen, die eine grund-
sätzliche Skepsis gegenüber der EU äußern, und insbesondere jene Personen, die
wegen Zuwanderungen besorgt sind, beurteilen die Folgen der EU-Erweiterung
besonders kritisch. Daneben zeigen die Analysen, dass die langfristige Parteibin-
dung und die Mediennutzung von Personen Einfluss auf deren Sorgen über die
Folgen der EU-Erweiterung haben.

Erweiterungen der EU von 1973 bis 2007

Die Zahl der Mitgliedstaaten der Europäischen Union hat sich in den vergange-
nen Jahrzehnten deutlich erhöht: Zu den sechs Gründungsmitgliedern von 1951
(Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die
Niederlande) kamen 1973 Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich hin-
zu; danach folgten Griechenland (1981) sowie Portugal und Spanien (1986).
1995 wurde die Europäische Union um Finnland, Österreich und Schweden er-
weitert. Alle Erweiterungswellen wurden durch Diskussionen über die positiven
wie auch negativen Folgen für die jeweiligen Mitgliedstaaten begleitet. Wichtige
Themen waren neben den politischen Folgen (wie der Funktionsfähigkeit euro-
päischer Institutionen in einem erweiterten Europa oder fiskalischen Fragen der
Erweiterung) soziale und wirtschaftliche Veränderungen für die bestehende Ge-
meinschaft. Die möglichen Folgen einer Erweiterung der EU wurden jedoch
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nie so kontrovers diskutiert wie im Fall der aktuel-
len Aufnahmephase von hauptsächlich mittel- und
osteuropäischen Staaten.1 In der öffentlichen Dis-
kussion stehen insbesondere die erheblichen öko-
nomischen Diskrepanzen im Vordergrund: Nie
zuvor war das Einkommensgefälle zwischen den
alten und den neuen Mitgliedsländern so groß. Im
ersten Schritt der bisher größten Erweiterungswelle
traten der EU am 1. Mai 2004 zehn Länder bei: Est-
land, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die Slowaki-
sche Republik, Slowenien, die Tschechische Repu-
blik, Ungarn und Zypern. Im nächsten Schritt wer-
den Bulgarien und Rumänien voraussichtlich am
1. Januar 2007 folgen.2 Außerdem laufen bereits
Beitrittsverhandlungen zwischen der EU und
Kroatien sowie der Türkei.

Die aktuelle Zustimmung zur EU-
Erweiterung

Die verschiedenen Erweiterungen der Europäi-
schen Union waren in den einzelnen Mitgliedslän-
dern häufig umstritten. So sprach sich im Vorfeld
der Norderweiterung um Dänemark, Irland und das
Vereinigte Königreich weniger als die Hälfte aller
Belgier und Italiener für den Beitritt Dänemarks
aus, und noch zehn Jahre später äußerten 40 % der
französischen Bevölkerung, sie würden eine Ge-
meinschaft ohne Großbritannien vorziehen.3 Auch
wenn eine negative Haltung der Bevölkerung ge-

genüber der Aufnahme neuer Mitgliedstaaten kein
neues Phänomen ist, zeigen aktuelle Umfrageda-
ten, dass die Meinung der Deutschen zur EU-Er-
weiterung derzeit ungewöhnlich kritisch ausfällt.

Abbildung 1 veranschaulicht die Zustimmung zur
EU-Erweiterung im Herbst 2004 in den 15 EU-
Staaten, die bereits vor dem 1. Mai 2004 Mitglieder
der EU waren (EU-15). Die durchschnittliche Zu-
stimmungsrate in der EU-15 lag bei 49 %.4 In Spa-
nien, Griechenland und Italien stand die öffentliche
Meinung der EU-Erweiterung positiver gegenüber
(mehr als 60 % Zustimmung), als dies im Durch-
schnitt der EU-15 der Fall war. Die geringsten Zu-
stimmungsraten gab es in Deutschland (36 %) und
Österreich (28 %).

Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der öffentlichen
Meinung in Deutschland zur EU-Erweiterung in
den vergangenen vier Jahren. Danach hat in
Deutschland die Ablehnung gegenüber der Erwei-
terung der EU zugenommen. Während sie von 2000
bis 2003 um 40 % schwankte, lag sie im vergange-
nen Jahr über 50 %. Besonders hoch war die Ableh-
nungsrate im April 2004 (60 %), also unmittelbar
vor Aufnahme der ersten zehn neuen Mitglieder
im Rahmen der derzeitigen Erweiterungsphase.
Schließlich deutet der kontinuierlich abnehmende
Anteil der unentschlossenen Befragten – derzeit
10 % – darauf hin, dass das Thema in der Wahr-
nehmung der Bevölkerung an Bedeutung gewinnt.

Die Sorgen über die Folgen der EU-
Erweiterung in verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen

In einer vom DIW Berlin und Infratest Sozialfor-
schung durchgeführten repräsentativen Sonderer-
hebung im Rahmen des Sozio-oekonomischen Pa-
nels (SOEP) im Sommer 2004 wurden die Befrag-
ten gebeten anzugeben, ob sie sich Sorgen im Zu-
sammenhang mit den Folgen der EU-Erweiterung
machen. Während lediglich ein Viertel in dieser

1 Fragen der europäischen Integration, zu denen es lange Zeit einen
gewissen Konsens innerhalb der Mitgliedsländer gab, werden in vielen
europäischen Ländern zunehmend wichtiger für parteipolitische Aus-
einandersetzungen. Vgl. Gary Marks und Marco R. Steenbergen (Hrsg.):
European Integration and Political Conflict. Cambridge 2004. Die Dis-
kussion um den EU-Beitritt der Türkei mit den divergierenden Positionen
von CDU/CSU (privilegierte Partnerschaft) und der rot-grünen Bundes-
regierung (Vollmitgliedschaft der Türkei) ist ein Beispiel für eine solche
Entwicklung.
2 Die Beitrittsverhandlungen mit Bulgarien und Rumänien wurden im
Juni bzw. Dezember 2004 abgeschlossen. Die entsprechenden Beitritts-
verträge sollen am 25. April dieses Jahres unterzeichnet werden.
3 Vgl. die Europeans Community Study Nr. 70 (Februar/März 1970),
den Vorläufer der Eurobarometer-Studien, sowie die Eurobarometer-
Studie Nr. 21 (März/April 1984).
4 Legt man der Berechnung die um die zehn neuen Mitglieder erwei-
terte EU-25 zugrunde, dann beträgt die durchschnittliche Zustimmung
53 %. Die Zustimmungsraten zur EU-Erweiterung liegen in den neuen
Mitgliedstaaten fast durchweg über denen in den Ländern der EU-15
(vgl. Eurobarometer-Studie Nr. 62 von Oktober/November 2004).

Die Sorgen der Bevölkerung über die Folgen der EU-Erweiterung

Abbildung 1

Zustimmung zur EU-Erweiterung in der EU-15 im Jahre 20041 nach
Mitgliedsländern
In % der Bevölkerung

1 Stand: Oktober/November.

Quelle: Europäische Kommission: Eurobarometer Nr. 62. DIW Berlin 2005
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Hinsicht nicht besorgt war, gaben drei Viertel aller
Befragten an, sich einige oder sogar große Sorgen
zu machen. Die hohe Rate derer, die die EU-Erwei-
terung mit Sorge betrachten, bestätigt somit die
durch die Eurobarometer-Studien gemessene hohe
Ablehnungsrate der EU-Erweiterung in Deutsch-
land (vgl. auch Abbildungen 1 und 2).

Sozioökonomische Merkmale

Obwohl in allen untersuchten Bevölkerungsgrup-
pen eine Mehrheit Sorgen hinsichtlich der Folgen
der EU-Erweiterung äußert, zeigt eine Differenzie-
rung nach sozioökonomischen Merkmalen, dass es
signifikante Unterschiede zwischen den einzelnen
Gruppen gibt (Tabelle 1). Insbesondere Personen

Tabelle 1

Sorgen über die Folgen der EU-Erweiterung
nach sozioökonomischen Merkmalen
In % der jeweiligen Bevölkerungsgruppe

Alter
Bis 24 Jahre 60
25 bis 34 Jahre 71
35 bis 44 Jahre 75
45 bis 54 Jahre 83
55 bis 64 Jahre 79
65 Jahre und älter 80

Geschlecht
Männer 74
Frauen 76

Schulbildung1

Volks-/Hauptschule 81
Realschule 78
(Fach-)Abitur 68

Berufliche Stellung
Arbeiter 83
Angestellte/Beamte 79
Selbständige/Freiberufler 71
Arbeitslose 75
Sonstige Erwerbslose 73

Haushaltseinkommen2

Niedrig3 71
Mittel 77
Hoch 76
Keine Angaben 77

Region
Westdeutschland 77
Ostdeutschland 70

Insgesamt 75

1 Schüler und Personen ohne Schulabschluss
nicht ausgewiesen.
2 Angaben zum Nettohaushaltseinkommen
nach Haushaltsgröße und -struktur bedarfs-
gewichtet.
3 Unterste 33 % in der gesamtgesellschaft-
lichen Verteilung von bedarfsgewichteten
Einkommen.

Quellen: SOEP 2004 (Pretest; Anzahl der Be-
fragten = 772); Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005

im Alter von 45 bis 54 Jahren sehen die EU-Erwei-
terung kritisch: 83 % der Personen in dieser Alters-
gruppe machen sich im Zusammenhang mit der
EU-Erweiterung Sorgen; Personen unter 25 Jahren
dagegen sind weit weniger besorgt (60 %). Ge-
schlechtsspezifische Unterschiede sind nicht fest-
zustellen. Hingegen ist ein deutlicher Einfluss der
Bildung zu erkennen: Je höher der erreichte Schul-
abschluss der Befragten, desto geringer ist der
Anteil derjenigen, die sich im Zusammenhang mit
der EU-Erweiterung sorgen. Personen mit Haupt-
schulabschluss äußern zu 81 % Sorgen über die Fol-
gen der EU-Erweiterung, diejenigen mit Realschul-
abschluss zu 78 % und schließlich jene mit (Fach-)
Abitur zu 68 %. Auch die berufliche Stellung spielt
eine Rolle: Der Anteil derjenigen, die die EU-Er-
weiterung kritisch betrachten, ist bei Arbeitern ver-
gleichsweise hoch (83 %), bei Selbständigen hinge-
gen relativ niedrig (71 %). Eine Unterteilung der
Bevölkerung in drei gleich große Gruppen nach der
Höhe des verfügbaren Haushaltseinkommens zeigt,
dass die Sorgen im Zusammenhang mit der EU-Er-
weiterung bei jenen Personen am geringsten sind
(71 %), die über das niedrigste Einkommen verfü-
gen (unteres Drittel der Einkommensverteilung).
Schließlich sind Ostdeutsche (70 %) weniger um
die EU-Erweiterung besorgt als Westdeutsche
(77 %).

Parteibindung und Mediennutzung

Auch die langfristige Parteibindung und die Me-
diennutzung sind bei der Beurteilung der Folgen
der EU-Erweiterung von Bedeutung (Tabelle 2).
Insbesondere die Anhänger der CDU/CSU und der
PDS sehen dies kritisch (jeweils 82 %); dagegen

Die Sorgen der Bevölkerung über die Folgen der EU-Erweiterung

Abbildung 2

Zustimmung zur EU-Erweiterung in Deutschland 2000 bis 2004
In % der Bevölkerung

Quelle: Europäische Kommission: Eurobarometer Nr. 55 bis 62. DIW Berlin 2005
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Tabelle 2

Sorgen über die Folgen der EU-Erweiterung
nach Parteibindung und Mediennutzung
In % der jeweiligen Bevölkerungsgruppe

Parteibindung1

CDU/CSU 82
SPD 75
FDP 76
Bündnis 90/Die Grünen 55
PDS 82
Keine Parteibindung2 75

Nutzung von Tageszeitungen3

Boulevardzeitung 84
Regionale Zeitung 78
Überregionale Zeitung 63

Nutzung von Nachrichtensendungen
Öffentlich-rechtliches Fernsehen 76
Privates Fernsehen 75

Insgesamt 75

1 Zur Messung von Parteibindungen wurde
folgende Formulierung im Fragebogen ver-
wendet: „Viele Leute in der Bundesrepublik
neigen längere Zeit einer bestimmten Partei
zu, obwohl sie auch ab und zu eine andere
Partei wählen. Wie ist es bei Ihnen: Neigen Sie
einer bestimmten Partei in Deutschland zu?“
2 Personen mit sonstigen Parteibindungen
werden nicht ausgewiesen.
3 Zur Messung der politischen Mediennut-
zung wurden folgende Fragen gestellt: „Lesen
Sie Berichte über das politische Geschehen in
Deutschland in einer der folgenden Gruppen
von Tageszeitungen?“ sowie „Sehen Sie sich
Berichte über das politische Geschehen in
Deutschland in einer der folgenden Nach-
richtensendungen an?“

Quellen: SOEP 2004 (Pretest; Anzahl der Be-
fragten = 772); Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005

machen sich Anhänger von Bündnis 90/Die Grünen
deutlich weniger Sorgen (55 %). Personen, die Be-
richte über das politische Geschehen in Deutsch-
land in überregionalen Tageszeitungen lesen, sor-
gen sich nur zu 63 %, während Leser von Boule-
vardzeitungen zu 84 % Besorgnis über die Folgen
der EU-Erweiterung äußern.5 Im Gegensatz dazu
gibt es keine Unterschiede zwischen Zuschauern
von Nachrichtensendungen bei den öffentlich-
rechtlichen Sendern und Personen, die Nachrich-
tensendungen bei privaten Fernsehsendern nutzen.

Soziale und wirtschaftliche Folgen der
EU-Erweiterung

Betrachtet man die Auseinandersetzungen über die
sozialen und wirtschaftlichen Folgen der aktuellen
EU-Erweiterung,6 dann stehen zwei Punkte im Vor-
dergrund: erstens, inwieweit die deutsche Wirt-
schaft und der deutsche Arbeitsmarkt von der Er-
weiterung profitieren können, und, zweitens, wie
hoch die Zuwanderung aus Mittel- und Osteuropa
nach Deutschland ausfällt.7 Die entsprechende

Wahrnehmung in der Bevölkerung muss nicht
zwangsläufig die gleiche sein wie in der informier-
ten öffentlichen Diskussion. Vielmehr ist denkbar,
dass Befragte bestimmte Folgen der EU-Erweite-
rung kritischer betrachten, andere hingegen diese
als weniger problematisch ansehen.

EU-Erweiterung in der öffentlichen Diskussion

Unter den meisten Experten ist es unumstritten,
dass die Aufnahme der mittel- und osteuropäischen
Länder in die EU zu positiven Impulsen für
Deutschland – und auch für die anderen alten Mit-
gliedstaaten der EU – führen wird.8 Für die export-
orientierte deutsche Wirtschaft haben diese Länder
eine immer größer werdende Bedeutung. Bedingt
durch die geographische Nähe zu den neuen Mit-
gliedsländern Mittel- und Osteuropas könnte ins-
besondere die ostdeutsche Wirtschaft von der EU-
Erweiterung profitieren.9 Als Problem wird jedoch
gesehen, dass die im Vergleich zu Deutschland ge-
ringeren Lohnkosten in den Beitrittsländern zu Pro-
duktionsverlagerungen führen können. Die Folge
wäre unter Umständen die Auslagerung von Ar-
beitsplätzen, vor allem aus arbeitsintensiven Bran-
chen, oder sogar eine Absenkung des deutschen
Lohnniveaus. Analysen für Deutschland zeigen,
dass von den Produktionsverlagerungen überwie-
gend geringer qualifizierte Arbeitskräfte betroffen
wären. In der Summe der ökonomischen Folgen der
EU-Erweiterung kann man jedoch von einem posi-
tiven Nettoeffekt für Deutschland ausgehen.10

5 Diese Befunde bestätigen sich auch, wenn für weitere Merkmale der
Befragten in einem multivariaten Modell kontrolliert wird. Wird für Alter,
Geschlecht, Bildung, berufliche Stellung, zur Verfügung stehendes Haus-
haltseinkommen, Stichprobenregion, Parteibindung und persönlichkeits-
bedingte Neigung zu Sorgen (Neurotizimus) kontrolliert, besteht bei
Lesern von Boulevardzeitungen eine um 9 Prozentpunkte höhere Wahr-
scheinlichkeit, sich über die Folgen der EU-Erweiterung zu sorgen, als
bei Personen, die keine Boulevardzeitungen lesen. Bei Lesern von über-
regionalen Tageszeitungen besteht eine um 12 Prozentpunkte gerin-
gere Wahrscheinlichkeit, Sorgen zu äußern, als bei Personen, die keine
überregionalen Zeitungen lesen.
6 Der Beitrag konzentriert sich auf die Diskussion sozialer und wirtschaft-
licher Folgen der EU-Erweiterung in der Öffentlichkeit bzw. deren Wahr-
nehmung in der Bevölkerung. Politische Folgen, wie die Konsequenzen
der EU-Erweiterung für die Handlungsfähigkeit der EU-Institutionen oder
fiskalische Fragen der Erweiterung, werden nicht betrachtet. Zu Ana-
lysen der Finanzierung der EU-Erweiterung vgl. z. B. Christian Weise:
Wohlstandsgefälle in der EU-27 und Konsequenzen für die EU-Struktur-
politik. In: Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 36/2001, S. 562–566;
Christian Weise: EU-Osterweiterung finanzierbar – Reformdruck wächst:
Szenarien für den EU-Haushalt 2007 und 2013. In. Wochenbericht des
DIW Berlin, Nr. 36/2001, S. 553–561.
7 Beide Punkte stehen in einem engen Verhältnis zueinander, da die öko-
nomische Lage in Deutschland Einfluss auf Wanderungsbewegungen
hat und umgekehrt das Ausmaß der Migration für die Lage der deut-
schen Wirtschaft und des Arbeitsmarktes von Bedeutung ist.
8 Vgl. Tito Boeri und Herbert Brücker: The Impact of Eastern Enlarge-
ment on Employment and Labour Markets in the EU Member States.
Report for the DG Employment and Social Affairs, Europäische Kom-
mission. Brüssel 2001.
9 Vgl. Ulla Kunze und Dieter Schumacher: Position Ostdeutschlands
beim Export nach Polen und Tschechien ausbaufähig. In: Wochenbericht
des DIW Berlin, Nr. 33/2003.
10 Vgl. Tilman Brück, Herbert Brücker, Hella Engerer, Christian von
Hirschhausen, Mechthild Schrooten, Dieter Schumacher, Ulrich Thießen
und Harald Trabold: EU-Osterweiterung: Klare Herausforderungen, un-
berechtigte Ängste. In: Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 17/2004.

Die Sorgen der Bevölkerung über die Folgen der EU-Erweiterung
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In der öffentlichen Diskussion um die Folgen der
EU-Erweiterung wird oft die Vermutung geäußert,
die Aufnahme mittel- und osteuropäischer Staaten
führe zu starken Wanderungsbewegungen in die
Länder der EU-15, insbesondere nach Deutschland.
Diese Vermutung stützt sich auf das deutliche Ein-
kommens- und Wohlfahrtsgefälle zwischen den
„alten“ und „neuen“ EU-Mitgliedern sowie auf die
relativ hohe Arbeitslosigkeit in Mittel- und Ost-
europa.11 Obwohl Analysen zeigen, dass diese Be-
fürchtungen unbegründet sind und Deutschland
darüber hinaus von der Zuwanderung aus den
neuen Mitgliedstaaten profitieren kann,12  hat
Deutschland – wahrscheinlich als Reaktion auf die
Befürchtungen in der Bevölkerung – die Einfüh-
rung der Freizügigkeit von Arbeitnehmern und an-
deren Personen aus den Beitrittsländern vorerst
um zwei Jahre verschoben.

EU-Erweiterung in der Wahrnehmung der
Bevölkerung

Tabelle 3 gibt Auskunft darüber, inwieweit die Sor-
gen der Deutschen über die Folgen der EU-Erweite-
rung auf wirtschaftliche Motive zurückzuführen sind
und in welchem Umfang sie im Zusammenhang mit

Tabelle 3

Sorgen über die Folgen der EU-Erweiterung
und deren Motive1

Differenz in Prozentpunkten2

Wirtschaft3

Sorgen um die allgemeine Wirtschaftslage +16
Sorgen um die eigene Wirtschaftslage +7
Sorgen um die Sicherheit des Arbeitsplatzes 0

Migration3

Sorgen wegen Zuwanderungen +53

EU-Skepsis4

Kein Vertrauen in die EU +21

1 Bei den Angaben handelt es sich um marginale
Effekte, die in einer binären Probit-Regression be-
stimmt wurden. Neben den in Tabelle 3 aufgeführten
Variablen wurde kontrolliert für: Befragungsregion,
Geschlecht, Bildung, Einkommen, berufliche Stel-
lung, Parteibindung, Mediennutzung und persön-
lichkeitsbedingte Neigung der Befragten zu Sorgen
(Neurotizismus).
2 Lesebeispiel: Personen, die kein Vertrauen in die
EU besitzen, haben eine um 21 Prozentpunkte hö-
here Wahrscheinlichkeit, Sorgen im Zusammenhang
mit den Folgen der EU-Erweiterung zu äußern, als
solche Befragte, die Vertrauen in die EU haben.
3 Personen, die einige oder große Sorgen über die
Wirtschaftslage oder die Zuwanderung äußern,
werden Personen gegenübergestellt, die sich keine
Sorgen um die Wirtschaftslage bzw. die Zuwande-
rung machen.
4 Zur Messung der generellen EU-Skepsis wurden
Befragte gebeten anzugeben, wie viel Vertrauen
sie zur Europäischen Union haben. Als EU-Skepti-
ker wurden Befragte klassifiziert, die wenig oder
überhaupt  kein Vertrauen zur EU haben.

Quellen: SOEP 2004 (Pretest; Anzahl der Be-
fragten = 772); Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005

Sorgen um die Zuwanderung stehen. Eine weitere
plausible Erklärung für eine negative Bewertung
der EU-Erweiterung ist eine generell skeptische
Haltung gegenüber der EU und ihren Institutionen.

Es zeigt sich, dass die Sorgen in der Bevölkerung
im Zusammenhang mit den Folgen der EU-Erwei-
terung zum Teil auf wirtschaftlichen Erwägungen
beruhen. Allerdings spielt dabei die allgemeine
wirtschaftliche Lage in Deutschland eine weitaus
wichtigere Rolle als die eigene wirtschaftliche Lage
der Befragten oder die Sicherheit ihrer Arbeitsplätze:
Bei Personen, die sich um die wirtschaftliche Lage
Deutschlands sorgen, ist die Wahrscheinlichkeit um
16 Prozentpunkte höher, dass sie sich auch um die
Folgen der EU-Erweiterung Sorgen machen, als bei
Personen, die keine Sorgen im Zusammenhang mit
der allgemeinen wirtschaftlichen Lage äußern. Hin-
gegen besteht kaum ein Unterschied hinsichtlich der
Sorgen über die Folgen der EU-Erweiterung zwi-
schen Personen, die die eigene wirtschaftliche Lage
(Differenz: 7 Prozentpunkte) oder die Sicherheit ih-
res Arbeitsplatzes (keine Differenz) mit Sorge be-
trachten, und Befragten, auf die dies nicht zutrifft.
Auch die Erwartung, dass Personen, die der EU
grundsätzlich skeptisch gegenüberstehen, die Er-
weiterung kritischer beurteilen als generelle EU-
Befürworter (Differenz: 21 Prozentpunkte), kann
bestätigt werden.

Wichtiger als wirtschaftliche Erwägungen und EU-
Skepsis scheinen Befürchtungen hinsichtlich der
Zuwanderung zu sein. Während Personen, die sich
keine Sorgen um Zuwanderungen machen, auch
seltener Sorgen über die Folgen der EU-Erweite-
rung äußern (36 %), ist dies bei Personen, die Zu-
wanderung mit Besorgnis sehen, ganz anders: Für
89 % von ihnen geben die Folgen der EU-Erweite-
rung Anlass zur Sorge – eine Differenz von immer-
hin 53 Prozentpunkten.

Fazit

In der öffentlichen Diskussion wird gelegentlich
die Meinung geäußert, die derzeitige Erweiterungs-

11 Ähnliche Befürchtungen wurden auch bei der Süderweiterung der
Europäischen Gemeinschaft in den 80er Jahren geäußert. Bei der Auf-
nahme Griechenlands, Portugals und Spaniens bestand ebenfalls ein
deutliches Einkommensgefälle zwischen Alt- und Neumitgliedern. Ent-
gegen den Erwartungen hat die damalige Erweiterung der Gemeinschaft
aber nicht zu einer vermehrten Zuwanderung nach Deutschland geführt.
Stattdessen ist seither eine Nettorückwanderung zwischen Deutschland
und Portugal sowie Spanien zu beobachten.
12 Schätzungen zufolge wird die Zahl der in Deutschland lebenden
Personen aus den im Jahre 2004 beigetretenen zehn Ländern in etwa
20 Jahren nach Einführung der Freizügigkeit von derzeit 600 000 Per-
sonen auf 2 bis 2,8 Mill. Personen steigen. Vgl. Herbert Brücker: EU-
Osterweiterung: Effekte der Migration. In: Wochenbericht des DIW
Berlin, Nr. 17/2004; außerdem Herbert Brücker, Parvati Trübswetter
und Christian Weise: EU-Osterweiterung: Keine massive Zuwanderung
zu erwarten. In: Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 21/2000.
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phase der EU habe negative soziale und wirtschaft-
liche Folgen für die bestehende Gemeinschaft. Ob-
wohl wissenschaftliche Analysen zu gegenteiligen
Ergebnissen kommen und für Deutschland über-
wiegend positive Folgen durch die EU-Erweiterung
prognostiziert werden, scheint in der Bevölkerung
diesbezüglich Skepsis vorzuherrschen: Die Zustim-
mung der Deutschen zur EU-Erweiterung ist der-
zeit besonders gering; Deutschland befindet sich
hier innerhalb der EU-15 am unteren Ende.

Die Analysen sprechen gegen die Vermutung, dass
die EU-Erweiterung vor allem jenen Personen Sor-
gen macht, deren Arbeitsplätze am stärksten von
möglichen Produktionsverlagerungen tangiert sind:
Arbeitslose und Personen, die die Sicherheit ihres
Arbeitsplatzes gefährdet sehen, betrachten die Fol-
gen der EU-Erweiterung nicht skeptischer als an-
dere Befragte. Darüber hinaus ist die Sorge um die
EU-Erweiterung besonders gering bei jungen Per-
sonen (unter 25-Jährige), bei Befragten aus Ost-
deutschland und bei Personen mit geringem Ein-
kommen. Personen, die unter Umständen mit
neuen EU-Bürgern um Arbeitsplätze konkurrieren
müssen, scheinen also nicht diejenigen zu sein, die
die EU-Erweiterung als problematisch ansehen.
Vielmehr sind es Befragte in wirtschaftlich eher ge-
sicherten Positionen, also erwerbstätige Arbeiter,
Personen mit mittlerem Einkommen, Personen in
mittlerem Alter sowie Befragte aus Westdeutsch-
land, die am häufigsten Sorgen über die Folgen
der EU-Erweiterung äußern.

Eine pessimistische Haltung gegenüber den Folgen
der EU-Erweiterung wird weniger von der indivi-
duellen ökonomischen Betroffenheit als vielmehr
von Befürchtungen bezüglich der generellen Fol-
gen für die deutsche Wirtschaft geprägt. Neben
wirtschaftlichen Erwägungen bestimmt auch eine
generell kritische Einstellung gegenüber der EU die
Sorgen über die Folgen der EU-Erweiterung. Der
mit Abstand wichtigste Faktor für solche Befürch-
tungen sind jedoch Sorgen im Zusammenhang mit
Zuwanderungen.

Das Thema Migration scheint in Deutschland oft
negativ besetzt. Um die Zustimmung der Deut-
schen zu den Erweiterungen der EU nachhaltig zu
erhöhen, sollten Bemühungen darauf zielen, den
Wert der Freizügigkeit von Personen als zentralen
Bestandteil der europäischen Integration herauszu-
stellen sowie deutlich zu machen, dass Migration
einen Gewinn und keine Bedrohung darstellt. Eine
sachliche Darstellung von Migration ist natürlich
nicht nur im Hinblick auf die Zustimmung der Be-
völkerung zu den EU-Erweiterungen erforderlich,
sondern sollte auch eine grundsätzliche Aufgabe
von Parteien und Medien sein. Die derzeitigen De-
batten um die EU-Erweiterung und die Integration
von Migranten in Deutschland zeigen, dass dies
nicht immer der Fall ist. Die Verantwortung von
Politik und Medien wird von den Analysen empi-
risch bestätigt: Es gibt durchaus einen Zusammen-
hang zwischen Parteibindung und Mediennutzung
auf der einen und Meinungen in der Bevölkerung
auf der anderen Seite.

Die Sorgen der Bevölkerung über die Folgen der EU-Erweiterung
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Hinweis auf eine Veranstaltung

berlin lunchtime meetings
CEPR London, DIW Berlin and IZA Bonn

The Berlin Lunchtime Meetings are a joint series of monthly expert talks hosted by the Centre
of Economic Policy Research (CEPR), the German Institute for Economic Research (DIW Berlin)
and the Institute for the Study of Labour (IZA). The objective in holding these discussion meet-
ings is to disseminate to a wide audience, in a non-technical fashion, the best policy-relevant
research produced by the joint research networks of CEPR, DIW Berlin and IZA. The seminars
serve as a platform for leading European and international researchers to address important
policy issues, and as a forum for debate and discussion among researchers, policy makers and
the private sector.

We choose the topics discussed by their policy relevance at the time of the meeting. However,
the principal topics originate from the following fields of research

♦ Labour market reform
♦ Comparative analysis of pension provision and reform across Europe
♦ Private sector financing of public services
♦ Economic growth and fiscal stability
♦ The future of the European Union (European convention and enlargement)

30 March 2005, 12.00 – 14.00 h

Reinventing the Public Employment Service: The Changing Role
of Employment Assistance in Great Britain and Germany

Prof. Daniel Finn,
University of Portsmouth

dbb forum berlin
Friedrichstr. 169/170

10117 Berlin

For further information please contact

Ralf Messer
DIW Berlin
Stabsabteilung Information und Organisation
Königin-Luise-Str. 5
14195 Berlin
Tel. +49 - 30 - 897 89-569
E-Mail: lunchtime@diw.de

The Berlin Lunchtime Meetings
are supported by the Anglo German
Foundation


